
Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen
markt (Marken, Muster und Modelle) (Prozessbevollmächtigter: J. 
Crespo Carrillo), Gestión de Recursos y Soluciones Empresaria
les SL (Prozessbevollmächtigte: M. Polo Carreño und M. Gra
nado Carpenter, abogadas) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Vierte Kammer) vom 
15. Dezember 2010, DTL/HABM — Gestión de Recursos y 
Soluciones Empresariales (Solaria) (T-188/10), mit dem das Ge
richt die Klage gegen die Entscheidung der Zweiten Beschwer
dekammer des HABM vom 17. Februar 2010 (Sache 
R 767/2009-2) zu einem Widerspruchsverfahren zwischen der 
Gestión de Recursos y Soluciones Empresariales SL und der DTL 
Corporación SL abgewiesen hat 

Tenor 

1. In Bezug auf die Dienstleistungen der Klasse 37 des Abkommens 
von Nizza über die internationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Marken vom 15. Juni 
1957 in revidierter und geänderter Fassung ist das Rechtmittel 
erledigt. 

2. In Bezug auf die Dienstleistungen der Klasse 42 des Abkommens 
von Nizza wird das Rechtsmittel zurückgewiesen. 

3. Die DTL Corporación SL trägt die Kosten des Verfahrens. 

( 1 ) ABl. C 130 vom 30.4.2011. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe (Deutschland) eingereicht am 24. November 
2011 — Philipp Seeberger gegen Studentenwerk 

Heidelberg 

(Rechtssache C-585/11) 

(2012/C 49/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Karlsruhe 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Philipp Seeberger 

Beklagter: Studentenwerk Heidelberg 

Vorlagefrage 

Steht Unionsrecht einer nationalen Regelung entgegen, die die 
Bewilligung von Ausbildungsförderung für das Studium in ei
nem anderen Mitgliedstaat ausschließlich aus dem Grund ver
sagt, weil der Auszubildende, der vom Freizügigkeitsrecht Ge

brauch gemacht hat, bei Studienbeginn nicht seit mindestens 
drei Jahren den ständigen Wohnsitz in seinem Herkunftsmit
gliedstaat hat? ( 1 ) 

( 1 ) Auslegung der Artikel 20 und 21 des Vertrages über die Arbeits
weise der EU (AEUV) — Unionsbürgerschaft und Freizügigkeit 

Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus 
(Finnland), eingereicht am 25. November 2011 — Anssi 

Ketelä 

(Rechtssache C-592/11) 

(2012/C 49/25) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Vorlegendes Gericht 

Korkein hallinto-oikeus 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführer: Anssi Ketelä 

Beteiligte: Etelä-Pohjanmaan elinkeino-, liikenne- ja ympäristö
keskus 

Vorlagefragen 

1. Wie sind Art. 22 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 ( 1 ) des Rates („sich erstmals in einem landwirtschaft
lichen Betrieb als Betriebsinhaber niederlassen“) und Art. 13 Abs. 
4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 ( 2 ) der Kom
mission auszulegen, wenn die landwirtschaftliche Tätigkeit 
Teil der Tätigkeit einer Gesellschaft ist? Ist im Rahmen der 
Prüfung, ob sich jemand erstmals in einem landwirtschaftli
chen Betrieb als Betriebsinhaber niedergelassen hat, für die 
Beurteilung der früheren Tätigkeit darauf abzustellen, dass 
der Betroffene aufgrund seiner Beteiligung einen beherr
schenden Einfluss in einer Gesellschaft hatte, oder darauf, 
wie hoch sein Gewinn aus der Landwirtschaft war, oder 
darauf, ob sich sein Tätigkeit in der Gesellschaft als Führung 
einer funktional und wirtschaftlich selbständigen Produkti
onseinheit ausmachen lässt. Oder ist die Betriebsinhaber
schaft als Gesamtheit zu beurteilen und hierbei neben den 
oben genannten Umständen die Stellung des Betroffenen in 
der Gesellschaft zu berücksichtigen sowie die Frage, ob er 
tatsächlich das Unternehmerrisiko trägt? 

2. Ist die Betriebsinhaberschaft bei der Beurteilung der Frage, 
welche Bedeutung einer früheren Tätigkeit bei der Gewäh
rung der Beihilfe für eine andere Tätigkeit zukommt, bezüg
lich der früheren und bezüglich der Tätigkeit, für die die 
Beihilfe beantragt wird, in gleicher Weise auszulegen? Setzt 
die Versagung der Niederlassungsbeihilfe für Junglandwirte 
im Sinne des Art. 22 der Verordnung des Rates aufgrund 
einer früher ausgeübten Tätigkeit voraus, dass diese frühere 
Tätigkeit nach den geltenden Vorschriften grundsätzlich bei
hilfefähig gewesen wäre?
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3. Ist Art. 13 Abs. 4 der Verordnung der Kommission dahin 
auszulegen, dass die oben in Frage 1 genannten Kriterien, 
nach denen jemand als Betriebsinhaber gilt, der sich in ei
nem landwirtschaftlichen Betrieb niedergelassen hat, im na
tionalen Recht präzisiert oder näher definiert werden kön
nen, oder berechtigt diese Bestimmung nur zur Definition 
des Niederlassungszeitpunkts? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ABl. L 277, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezem
ber 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ABl. L 368, S. 15). 

Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal 
Administrativo (Portugal), eingereicht am 1. Dezember 
2011 — TVI Televisão Independente, S.A./Fazenda Pública 

(Rechtssache C-618/11) 

(2012/C 49/26) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Supremo Tribunal Administrativo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: TVI Televisão Independente, S.A. 

Rechtsmittelgegnerin: Fazenda Pública 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 16 Abs. 1 CIVA so, wie er im angefochtenen Urteil 
ausgelegt wurde (in dem Sinne, dass die Vorführungsabgabe 
für kommerzielle Werbung zu der Werbedienstleistung ge
hört, weshalb sie in die Grundlage der Besteuerung der 
Dienstleistung für Mehrwertsteuerzwecke einzubeziehen ist), 
mit Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
77/388/EG ( 1 ) (jetzt Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG ( 2 ) 
des Rates vom 28. November 2006), insbesondere mit dem 
Ausdruck „Wert der Gegenleistung …, die der Lieferer oder 
Dienstleistende für diese Umsätze … erhält oder erhalten 
soll“ vereinbar? 

2. Ist Art. 16 Abs. 6 Buchst. c CIVA so, wie er im angefoch
tenen Urteil ausgelegt wurde (in dem Sinne, dass die Vor
führungsabgabe für kommerzielle Werbung keinen Betrag dar
stellt, der im Namen und für Rechnung des Dienstleistungsemp
fängers entrichtet wird, selbst wenn sie auf Anderkonten als 
durchlaufender Posten verbucht wird und zur Weiterleitung 
an öffentliche Einrichtungen bestimmt ist, weshalb sie in die 
Besteuerungsgrundlage für Mehrwertsteuerzwecke einzube
ziehen ist), mit Art. 11 Teil A Abs. 3 Buchst. c der Richtlinie 
77/388/EG (jetzt Art. 79 Buchst. c der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006), ins

besondere mit dem Ausdruck „Beträge, die ein Steuerpflichtiger 
von seinem Abnehmer oder dem Empfänger seiner Dienstleistung 
als Erstattung der in ihrem Namen und für ihre Rechnung ver
auslagten Beträge erhält und die in seiner Buchführung als durch
laufende Posten behandelt sind“ vereinbar? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal du travail de 
Bruxelles (Belgien), eingereicht am 30. November 2011 — 
Patricia Dumont de Chassart/Onafts — Office national 

d’allocations familiales pour travailleurs salariés 

(Rechtssache C-619/11) 

(2012/C 49/27) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal du travail de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Patricia Dumont de Chassart 

Beklagter: Onafts — Office national d’allocations familiales pour 
travailleurs salariés 

Vorlagefrage 

Verletzt Art. 79 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des 
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern ( 1 ), die allgemeinen Grundsätze der Gleichheit 
und der Nichtdiskriminierung, die u. a. in Art. 14 der am 4. 
November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, gegebenenfalls 
in Verbindung mit den Art. 17, 39 und/oder 43 der konsoli
dierten Fassung des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, verankert sind, wenn er dahin ausgelegt wird, 
dass die in Art. 72 der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates 
vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Fa
milienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab
wandern, vorgesehenen Anrechnungsregeln für die Versiche
rungs- oder Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbständi
gen Tätigkeit nur für den verstorbenen Elternteil in Betracht 
kommen, so dass Art. 56bis § 1 des Kindergeldgesetzes vom 
19. Dezember 1939 für den überlebenden Elternteil — un
abhängig von seiner Staatsangehörigkeit, sofern er Staatsange
höriger eines Mitgliedstaats ist oder in den persönlichen Gel
tungsbereich der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom
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